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Der 3„ Senat des Bundessozialgerichts hat auf die

mündliche Verhandlung vom 500 April 1968 durch

Senatspräsident Dro L a n g k e i t

— Vorsitzender _?
Bundesrichter Dr° K r e b s und

Bundesrichter Schroeder—Printzen‚

Bundessozialrichter H e n n i n g e r und

Bundessozialrichter R e i m e r

für Recht erkannt:

Die Revision der Klägerin gegen das Urteil des Lan—
dessozialgerichts Hamburg vom 40 Mai 1965 wird zu—

rückgewieseno

Außergerichtliche Kosten des Revisionsverfahrens

sind nicht zu erstatten„
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Die Beteiligten streiten noch darüber‚ ob die klagende Ersatz—

kasse gemäß € 44 Satz 2 Mutterschutzgesetz aF° (MuSchG) von
der beklagten Bundesrepublik den Unterschied zwischen den in

den Versioherungsbedingungen der Klägerin für Nichtvorsiche—

rungspflichtige festgelegten Wochenhilfeleistungen und denjem

nigen für Versicherung$pflichtige nach den Vorschriften der

Reichsversicherungsordnung (EVO) verlangen kann? wenn weibw

liche? bis dahin versicherungspflichtige Mitglieder der

Klägerin ihr Beschäftigungsverhältnis während der Schwangere

schaft nicht gekündigt haben? ihre Arbeit sechs Wochen oder
Später vor dem ärztlich angenommenen voraussichtlichen Zeit=

punkt der Entbindung einstellen? die Entbindung tatsächlich

aber länger als sechs Wochen nach der Arbeitseinstellung statt—

findet0

Nach den Versicherungsbedingungen der klagenden Ersatzkasse

deckt sich der Anspruch für versicherungspflichtige Mitglie_
der (Abschnitt F‚ Wochenhilfe) mit den Wochenhilfeleistungen

des S 495 a RVG aoFo Nach Nr° 7 dieser Regelung bleibt der
Anspruch beim Vorliegen der übrigen Voraussetzungen auch dann

bestehen? wenn das Mitglied wegen einer Schwangerschaft inner—

halb sechs Wochen vor der Entbindung aus der Versicherung

ausgeschieden ist oder die Entbindung innerhalb sechs Wochen

nach der Beendigung der Versicherungspflicht eintritto Im

Abschnitt G (Gruppe N Nichtversicherungspflichtige) heißt es;
Findet die Entbindung innerhalb von sechs Wochen nach Beendi»

gung der Versicherungspflicht statt? so besteht ein Anspruch

auf Wochenhilfe gemäß Abschnitt F — Unterabschnitt Wochenhilfe

für weibliche Mitglieder (nach 5 195 a RVO aF)o Die Klägerin

meint hierzu9 daß weibliche Mitglieder mit der Einiellung der

Arbeit wegen ihrer Schwangerschaft aus der Versicherungspflicht

ausschiedena so daß sie bei einer erst später als sechs Wo—

chen nach diesem Zeitpunkt eintretenden Ehtbindung nicht mehr

unter die genannte Bestimmung der Versicherungsbedingungen
(Verweisung auf Abschnitt F —Versicherungspfliohtige—) fielen9

_!!—

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


..5..

sondern lediglich den in Abschnitt G (Nichtversicherungspflich-

tige) satzungsgemäß geregelten Wochenhilfeanspruch hätten° Dem—

gegenüber hat das Bundesversicherungsamt in einem Schreiben vom

1° Februar 1961 an die Klägerin die Auffassung vertreten9 auch

in derartigen Fällen seien die Ansprüche nach 5 195 a EVO aF

gegeben„

Die klagende Ersatzkasse hatte zunächst gegen diese mit einer

Rechtsmittelbelehrung versehene Anordnung Klage erhobene Nachdem

das Sozialgericht (SG) diese Anordnung aufgehoben hatte, hat

die Klägerin im Laufe des Berufungsverfahrens eine Feststellunge-

klage mit dem Ziel erhoben? daß die beklagte Bundesrepublik

in derartigen Fällen verpflichtet sei‚ im Rahmen des 3 14

MuSchG aF den Unterschied zwischen den nach den Versicherungs—

bedingungen zustehenden Wochenhilfeleistungen und denjenigen

nach der RVG zu erstatteno

Das Landessozialgericht (LSG) hat diese Feststellungsklage

abgewiesen und zur Begründung ausgeführt: Die Klägerin habe
keinen Anspruch gegen die Beklagte, weil sie die Wochenhilfe—

leistung nach 5 195 a RVO aF selbst zu erbringen haben Nach

5 14 Satz 2 Mu8chG aF würden vom Bund nur diejenigen Kosten

ersetzt, die die Kosten der nach der RVO zu gewährenden Lei-
-stungen überstiegen° Nach 5 507 RVO seien aber den versiche—

rungspflichtigen Mitgliedern von Ersatzkassen mindestens die

Regelleistungen der Krankenkasse zu gewähren() telle eine

bisher versicherungspflichtige beschäftigte werdende Mutter

ihre Tätigkeit‚ ohne das Beschäftigungsverhältnis zu kündi—

gen9 sechs Wochen vor dem voraussichtlichen Tag der Niederkunft

oder später ein? so werde dadurch das versicherungspf ichtige

5 3Beschäftigungsverhältnis nicht unterbrochen() Denn nach
Abs„ 2 MuSchG dürften werdende Mütter in den letzten sechs
Wochen vor der Niederkunft nicht beschäftigt werden, wenn
sie nicht zur Arbeitsleistung bereit seien; dieses gesetzliche
Beschäftigungsverbot erstrecke sich auch bis zum Ablauf von

sechs, acht bzw° zwölf Wochen nach der Niederkunft gemäß 5 6
MUSChQ„_Währenddieser Zeit seien alle Voraussetzungen eines
versicherung5pflichtigen Beschäftigungsverhältnisses erfüllto

’ ] ..4-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


_ 4 -

Eine Unterbrechung dieses Beschäftigungsverhältnisses trete

nicht ein, weil das Ende der Unterbrechung der Arbeitsleistung

voraussehbar sei? die Beteiligten den Willen hätten„ das Be—
schäftigungsverhältnis nach Wegfall der Unterbrechung fortzu—

setzen und die Beschäftigte grundsätzlich dienstbereit sei und

der Arbeitgeber grundsätzlich die Verfügungsmacht behielte5

E■iglich wegen der Vorschriften des MuSchG sei die werdende

Mutter bzwa Wöchnerin nicht in der Lage zu arbeiten„ Für die

Frage des Fortbestehens des Versicherungsschutzes seien daher

die Zeiten des gesetzlichen Beschäftigungsverbotes grundsätz«

lich einer versicherungspflichtigen Beschäftigung gleichzusot—

zeno Daher seien die Ersatzkassen gemäß 5 507 RVG verpflichtet„

ihren Mitgliedern die Leistung nach der RVO zu gewähren und

nicht diejenigen nach der Satzung bzw„ den Versicherungsbe—

dingungen für freiwillig Weiterirersicherteo Eine Einschränkung*

der Leistungspflicht ergebe sich nicht aus 5 507 a RVG aF° Das

LSG hat die Revision zugelassen°

Die Klägerin hat gegen das Urteil Revision eingelegto

Sie trägt vor: Art9 Dauer und Höhe der Wochenhilfeleistungen

der gesetzlichen Krankenversicherung seien durch die 35 495 a3f

RVG aF und € 205 a RVG aF geregelte Die Ersatzkassen seien je“

doch nach % 507 a RVO aF nur gehalten, ihren pflichtversicher—

ten und freiwilligen Mitgliedern Wochenhilfe nach Maßgabe

des % 205 a RVO aF und nicht nach 5 495 a EVO aF zu gewähren;
denn in 5 507 a AbSo 1 RVO aF sei ua nur auf 5 205 a RVG an

nicht aber auf 5 495 a EVO aF verwieseno Der Wochenhilfean—

spruch könne sich daher nur nach den Versicherungsbedingungen

bzwo der Satzung richteno Der Anspruch setze nach dem klaren

Wortlaut dieser Satzungsbestimmungen voraus? daß die Versicher—

te bei Eintritt des Versicherungsfalles zum Kreise der ver»
sicherungstlichtigen Personen gehöreo Hier sei aber Vorause

setzung? daß die Entbindung noch während der Versicherungsu

pflicht oder längstens sechs Wochen nach dem Ausscheiden aus
der Versicherung oder dem Wegfall der Versicherungspflicht

eintreteo Erfolge die Entbindung erst später? so liege kein

versicherungspflichtiges Verhältnis mehr voro

_5_
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Die Klägerin beantragt?

das Urteil des Landessozialgerichts Hamburg vom 40 Mai 4965‚.

soweit es die Feststellungsklage betrifft9 aufzuheben und fest—

zustellen9 daß die Beklagte verpflichtet ist? der Klägerin

im Rahmen des 5 14 Mutterschutzgesetz aF den Unterschied

zwischen den nach der Satzung bzwo den Versicherungsbedin—

gungen den freiwillig weiterversicherten weiblichen Mitglie-

dern9 die ihr Beschäftigungsverhältnis nicht gekündigt haben,

zustehenden Wochenhilfeleistungen und denjenigen nach den

Vorschriften der Reichsversicherungsordnung für pflichtver—

sicherte weibliche Mitglieder zu erstatten, wenn ein bis

dahin versicherungspflichtiges Mitglied seine Arbeit sechs

Wochen oder später vor der ärztlich angenommenen voraussicht—

lichen Zeitpunkt der Entbindung einstellt, die Entbindung

tatsächlich aber länger als sechs Wochen nach der Arbeits—

einstellung stattfindeto

Die beklagte Bundesrepublik beantragt9

die Revision zurückzuweiseno

Der beigeladene Verband der Angestelltenkrankenkassen schließt

sich dem Antrag der Kläg_rin ano

II

Die Revision ist nicht begründet°

“Gegen die Zulässigkeit der Feststellungsklage bestehen keine Beden—

ken? weil die Klägerin ein berechtigtes Interesse an der begehr—

ten Feststellung hat (@ 55 Abs„ 4 Nro 1 SGG)() Zwischen den Betei—
ligten besteht Streit darüber, welche leistungen die beklagte

Bundesrepublik der klagenden Ersatzkasse im Rahmen des 5 14
MuSchG aF zu erstatten hat? wobei von entscheidender Bedeutung

ist‘) welche Eigenleistungen nach der BVG die Ersatzkasse zu
erbringen hatp Es handelt Sich dabei um ein Dauerabrechnungsver—

hältnis9 bei dem jeweils diese Streitfrage zu klären ist() Hinzu

kommt noch, daß das Bundesaufsichtsamt der Klägerin gegenüber

in dem — vom SG und LSG — aufgehobenen Schreiben vom 10 Februar
1961 eine als verbindlich angesehene Stellungnahme abgegeben hato

—6-
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Unter diesen Umständen ist auch für zukünftige Fälle eine

Klärung durch ein Gerichtsurteil geboten„

Die Klage konnte jedoch sachlich keinen Erfolg habeno

Nach %44 Satz 2 MuSchGaF werden den Trägern der gesetzli—
chen Krankenversicherung die ihnen durch die Leistung nach
5 43 MuSchG aF erwachsenen Kosten von dem Bund ersetzt? so_

weit sie die Kosten der nach der RVO zu gewährenden leistun—

gen überschreiteno Die Entscheidung hängt daher davon ab‚

welche Leistungen die klagende Ersatzkasse in den stroitigen

Fällen nach der EVO zu erbringen hatc

Nach ihren Versicherungsbedingungen hat die Klägerin Leistun—

gen in der Höhe des 5 195 a RVO aF auch dann zu erbringen?

wenn die Entbindung innerhalb von sechs Wochen nach Beendi-

gung der Versicherungspflicht stattfindet° Die Klägerin hält

diesen Fall nicht für gegeben? wenn die Arbeit sechs Wochen

oder später vor dem ärztlich angenommenen voraussichtlichen

Zeitpunkt der Entbindung eingestellt wird‚ die Entbindung

tatsächlich aber länger als sechs Wochen nach der Arbeitscin-

stellung stattfindeto In diesem letztgenannten Fall will

die Klägerin nur die Leistungen für freiwillig Versicherte

gewähreno Dies ist jedoch nicht zutreffend„ Frauen? die vor
und nach der Niederkunft gemäß 55 5 und 6 Mu5chG aF nicht

beschäftigt werden dürfen? bleiben in dieser Zeit in ihrem

Beschäftigungsverhältnis‚ wenn nichts anderes als die tat=

sächliche Arbeitseinstellung während der Schutzfristen „ ins—

besondere keine Kündigung des Arbeitsverhältnisses - vorliegto

Der Senat hat bereits in BSG 12‚ 194 ausgesprochen9 es wäre
mit dem Sinn und Zweck des MuSchG nicht zu vereinbaren? wenn

man die gesetzlichen Schutzfristen„ die einer Arbeitsleistung

der werdenden Mutter und Wöchnerin entgegenstünden‚ bei der

Beurteilung? ob das versicherungspflichtige Beschäftigungs»

verhältnis nur unerhebliche Zeit unterbrochen werden sei?

mitberücksichtigen und damit die werdende Mutter und die

Wöchnerin schlechter stellen würde als andere Arbeitnehmerin-

nen„ die nicht durch ihre Schwangerschaft gehindert seien?

die Arbeit nach Beendigung eines Urlaubs alsbald wieder auf-

zunehmeno hie zugunsten der erwerbstätigen Mutter erlassenen
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arbeitsrechtlichen Schutzvorschriften würden sich dann im

Bereich der Sozialversicherung zu Ungunsten der Mutter aus-

wirken° Deshalb ist der Senat damals zu dem Ergebnis gekom—

men‚ das versicherungspflichtige Beschäftigungsverhältnis

werde nicht dadurch beendet‚ daß ein Arbeitgeber einer

schwangeren Versicherten vor Beginn der sechswöchigen

Schutzfrist des 5 5 Abso 2 Buchst„ b MuSchG unbezahlten

Urlaub von verhältnismäßig kurzer Dauer gewähre°
. \

Weiter hat der S nat in BSG 15‚ 56 hervorgehoben, es ent—

spreche dem Schutzcharakter des Mu8chG‚ die Zeiten des Be—

schäftigungsverbotes für die Frage des Fortbestandes des

Versicherungsschutzes grundsätzlich einer versicherunge—

pflichtigen Beschäftigung gleichzustellen; es wäre mit

dem Sinn und Zweck des Mutterschutzgesetzes nicht verein—

bar‚ wenn man diese Schutzzeiten, während deren eine Ar—

beitsleistung unzulässig sei, nicht den Zeiten einer versi—

cherungspflichtigen Beschäftigung grundsätzlich gleichstelle

und damit die Wöchnerin wegen des ihren Schutz bezweckenden

Beschäftigungsverbotes versicherungsrechtlich schlechter

stellen würde als Arbeitnehmerinnen9 die nicht durch

Schwangerschaft und Geburt gehindert seien7 entgeltliche

Arbeit zu verrichten° Unter Bezugnahme auf diese beiden Ent—

scheidungen des 50 Senats hat der ‘?O Senat in BSG 16 So 210

entschieden, daß die Zeit„ in der eine Frau wegen der Ge—

burt eines Kindes mit der Arbeit aussetzen müsse und kein

Arbeitsentgelt9 sondern Leistungen nach dem MuSchG erhalte,

eine versicherungspflichtige Beschäftigung nach den 5587
Abso 49 85 des Gesetzes über Arbeitsvermittlung und Arbeits—

losenversicherung (AVAVG) sei° Dieaain den drei genannten

Bundessozialgerichts-Entscheidungen niedergelegten Grundsätze

müssen auch hier gelteno Denn das Schutzbedürfnis der Frauen

ist auch für die vorliegende Frage in dem gleichen Umfangs

zu bejahen wie im Sinne der drei Urteileo Die Frauen stehen

also während der Arbeitsunterbrechung noch in einem versiche—

rungspflichtigen Beschäftigungsverhältnis9 wenn sie, was hier

unstreitig ist? ihr Beschäftigungsverhältnis nach Ablauf der

Schutzfristen fortsetzen wolleno Das gilt auch dann? wenn der

i -8-
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Arzt — oder die Hebamme — sich über den voraussichtlichen

Zeitpunkt der Entbindung geirrt hat und die Entbindung erst

nach Ablauf der in 5 5 Abso 2 MuSchG genannten Schutzfrist

stattfindeto In diesem Fall verlängert sich die Schutzfrist

entsprechend (5 5 Abso 2 MuSchG)„

Es kann für die Entscheidung dahinstehen‚ ob die Ersatzkassen

nach 55 5079 507 a KVO aF ihren versicherungspflichtigen Mit—
gliedern auf jeden Fall Wochenhilfe nach 5 195 a RVO aF oder

nur die des 5 205 a RVG aF zu gewähren hatten? weil in

% 507 a EVO aF für die Regelleistungen an Wochenhilfe nur auf

5 205 a RVO an nicht aber auf 5 195 a RVO aF Bezug genommen
worden ist() Denn auf alle Fälle gewährt die klagende Ersatz—

kasse auf Grund ihrer Versicherungsbedingungen den Versiche—
rungspflichtigen (dazu gehört auch der hier streitige Perso—

nenkreis? wie bereits dargelegt worden ist) Leistungen nach

% 195 a RVO aF° Diese Leistung ist damit aber eine Eigenlei—

stung der Ersatzkasse und deshalb nach dem Zweck des 5 14

Satz 2 MuSchG aF wie die dort genannten — "nach der BVG zu
gewährenden Leistungen" — nicht von der beklagten Bundesre—

publik zu erstatten()

Die Revision der klagenden Ersatzkasse muß daher zurückgewiesen
werden() ' ' '

Die Kostenentscheidung beruht auf € 195 SGG„
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